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§ 67 Bgld. ElWG 2006 Berichts- und
Überwachungspflichten

 Bgld. ElWG 2006 - Burgenländisches Elektrizitätswesengesetz 2006 - Bgld. ElWG 2006

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 15.05.2025

1. (1)Die Behörde hat spätestens bis 30. Juni jeden Jahres der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie,

Mobilität, Innovation und Technologie

1. a)einen Erfahrungsbericht über das Funktionieren des Elektrizitätsbinnenmarktes und der Vollziehung

dieses Gesetzes,

2. b)eine im Einklang mit der in Anlage III ElWOG 2010 dargelegten Methode erstellte Statistik über die

nationale Erzeugung von Strom und Wärme aus KWK,

3. c)eine Statistik über KWK-Kapazitäten sowie die für die KWK eingesetzten Brennstoffe und

4. d)einen Bericht über die Überwachungstätigkeit gemäß § 31 Abs. 3, der insbesondere jene Maßnahmen zu

enthalten hat, die ergriffen wurden, um die Zuverlässigkeit des Nachweissystems zu gewährleisten,

vorzulegen.

2. (2)Der für die Aufstellung und Überwachung des Gleichbehandlungsprogramms gegenüber der Behörde

benannte Gleichbehandlungsverantwortliche hat der Behörde und der Regulierungsbehörde jährlich, spätestens

bis 31. März des Folgejahres einen Bericht über die dokumentierten Beschwerdefälle und über die getroffenen

Maßnahmen vorzulegen und in geeigneter Weise zu veröffentlichen. Die Behörde hat der Regulierungsbehörde

jährlich einen zusammenfassenden Bericht über die getroffenen Maßnahmen vorzulegen und diesen Bericht in

geeigneter Weise (zB Internet) zu veröffentlichen.

3. (2a)Zum Nachweis der Erfüllung unionsrechtlicher Verpflichtungen, insbesondere hinsichtlich des Anteils der

Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen, zur Vorbereitung energiestrategischer Entscheidungen sowie

zum Zweck des Energiemonitorings haben die Netzbetreiber jährlich der Burgenländischen Landesregierung bis

zum 31. März des Folgejahres die neu an ihr Netz angeschlossenen Erzeugungsanlagen von erneuerbarer Energie

zu melden. Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über die zu meldenden Daten,

insbesondere zur Art der Anlage und ihrer Leistungsdaten, den Ort der Einspeisung, die Inbetriebnahme sowie

das Datenformat und die Datenübertragung erlassen. Die Landesregierung kann sich bei der statistischen

Auswertung nicht personenbezogener Daten eines privaten Rechtsträgers bedienen, der in Energiefragen tätig ist.

4. (3)Die Behörde hat folgende Überwachungsaufgaben im Rahmen ihrer den Elektrizitätsmarkt betreffenden

Überwachungsfunktionen. Insbesondere umfassen diese,

1. 1.die Versorgungssicherheit in Bezug auf Zuverlässigkeit und Qualität des Netzes, sowie die kommerzielle

Qualität der Netzdienstleistungen,

2. 2.den Grad der Transparenz am Elektrizitätsmarkt unter besonderer Berücksichtigung der

Großhandelspreise,

3. 3.den Grad und die Wirksamkeit der Marktöffnung und den Umfang des Wettbewerbs auf

Großhandelsebene und Endverbraucherebene einschließlich etwaiger Wettbewerbsverzerrungen oder -

beschränkungen,
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4. 4.etwaige restriktive Vertragspraktiken einschließlich Exklusivitätsbestimmungen, die große gewerbliche

Kunden daran hindern können, gleichzeitig mit mehreren Anbietern Verträge zu schließen, oder ihre

Möglichkeiten dazu beschränken,

5. 5.die Dauer und Qualität der von Übertragungs- und Verteilernetzbetreibern vorgenommenen

Neuanschluss-, Wartungs- und sonstiger Reparaturdienste,

6. 6.die Investitionen in die Erzeugungskapazitäten mit Blick auf die Versorgungssicherheit

laufend zu beobachten.

5. (4)Zur Wahrnehmung der in Abs. 3 genannten Aufgaben sind für statistische Zwecke folgende Daten zu erheben:

1. 1.von Netzbetreibern: Zahl der Neuanschlüsse inklusive jeweils hierfür benötigter Zeit; durchgeführte

Wartungs- und Reparaturdienste inklusive jeweils hierfür eingehobener Gebühren und benötigter Zeit;

Anzahl der geplanten und ungeplanten Versorgungsunterbrechungen inklusive Anzahl der davon

betroffenen Endverbraucher, Leistung, Dauer der Versorgungsunterbrechungen, Ursache und betroffene

Spannungsebenen; Merkmale der Spannung in öffentlichen Elektrizitätsversorgungsnetzen; Anzahl der

Netzzutritts- und Netzzugangsanträge sowie deren durchschnittliche Bearbeitungsdauer;

2. 2.von Verteilernetzbetreibern: Anzahl der Versorgerwechsel sowie gewechselte Mengen (kWh), jeweils

getrennt nach Netzebenen und Lieferanten; Abschaltraten, unter gesonderter Ausweisung von

Abschaltungen bei Aussetzung bzw. Vertragsauflösung wegen Verletzung vertraglicher Pflichten; Zahl der

Neuan- und Abmeldungen; Anzahl der eingesetzten Vorauszahlungszähler; durchgeführte Anzahl der

eingeleiteten Wechsel, die dem Netzbetreiber bekannt gemacht wurden, inklusive Anzahl der nicht

erfolgreich abgeschlossenen Wechsel; Anzahl der Wiederaufnahmen der Belieferung nach Unterbrechung

aufgrund von Zahlungsverzug; Zahl der Endabrechnungen und Anteil der Rechnungen, die später als sechs

Wochen nach Beendigung des Vertrags ausgesandt wurden; Anzahl der Kundenbeschwerden und -anfragen

samt Gegenstand (zB Rechnung und Rechnungshöhe oder Zähler, Ablesung und Verbrauchsermittlung)

sowie die durchschnittliche Bearbeitungsdauer der Beschwerden;

3. 3.von Versorgern: getrennt nach Standard-Lastprofil und nicht Standard-Lastprofil gemessene Kunden:

verrechnete Energiepreise in Eurocent/kWh; Anzahl der Versorgerwechsel sowie gewechselte Mengen (kWh);

Anzahl der eingegangenen Beschwerden samt Beschwerdegründen; Anzahl der versorgten Endverbraucher

samt Abgabemenge.

6. (5)Der im Abs. 4 genannte Personenkreis ist verpflichtet, der Behörde die Daten gemäß Abs. 4 bis spätestens

31. März des jeweiligen Folgejahres elektronisch zu übermitteln.

7. (6)Die Behörde kann mit Verordnung die Erhebungsmasse, -einheiten und -merkmale, Merkmalsausprägung,

Häufigkeit, Zeitabstände und Verfahren der laufenden Datenerhebung näher regeln.

8. (7)Ein Verteilernetzbetreiber, an dessen Verteilernetz mindestens 100 000 Kunden angeschlossen sind und der

Teil eines vertikal integrierten Unternehmens ist, ist von der Behörde laufend zu beobachten, dass er diesen

Umstand nicht zur Verzerrung des Wettbewerbs nutzen kann.

9. (8)Die Behörde hat allfällige Verstöße von vertikal integrierten Verteilerunternehmen gegen die Bestimmungen

der §§ 32 Abs. 1 Z 29, 32 Abs. 3 und 4, 48, 67 Abs. 7 sowie 68 Abs. 16 und 18 unverzüglich der

Regulierungsbehörde mitzuteilen.
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